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(Nr. 11216.) Geſetz, betreffend die Umlegung von Grundſtücken in der Reſidenzſtadt Wiesbaden. 
Vom 3. Juni 1912. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ae, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
Einziger Artikel. 
Das Geſetz, betreffend die Umlegung von Grundſtücken in Frankfurt a. M., 
vom 28. Juli 1902 (Geſetzſamml. S. 273) und das Geſetz wegen Abänderung 


des § 13 des vorbenannten Geſetzes vom 8. Juli 1907 (Geſetzſamml. S. 259) 
finden in der Reſidenzſtadt Wiesbaden ſinngemäß Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 3. Juni 1912. 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 


v. Breitenbach. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
Frhr. v. Schorlemer. Lentze. 
Geſeßſammlung 1912. Mr. 11216—11219. 35 


Ausgegeben zu Berlin den 28. Juni 1912. 


= 1002 


(Nr. 11217.) Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt 
ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten. Vom 14. Juni 1912. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


8 1. 

Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag von vierzehn Millionen 
Mark zur Verwendung nach Maßgabe des Geſetzes vom 13. Auguſt 1895 (Ge⸗ 
ſetzſamml. S. 521), betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Verbeſſerung 
der Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt 
ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten, zur Verfügung geſtellt. 


82. 

Zur Bereitſtellung der im § 1 gedachten vierzehn Millionen Mark iſt eine 
Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen 
aufzunehmen. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen 
ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen anzu⸗ 
geben. Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld⸗ 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatz⸗ 
anweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von fällig 
werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem Fälligkeits⸗ 
termine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere 
darf nicht vor dem Zeikpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden 
Schatzanweiſungen aufhört. 

§ 3. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz⸗ 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen, Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, (GGeſetzſamml. S. 43) und des Ge⸗ 
ſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die 
Eiſenbahnverwaltung, (Gefeßfamml. S. 155) zur Anwendung. 


—. 16. 


84. 

Dem Landtag iſt von 3 zu 3 Jahren bei deſſen regelmäßiger Zuſammen⸗ 
kunft über die Ausführung dieſes Geſetzes und der früheren gleichartigen Geſetze 
Rechenſchaft zu geben. 5 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 14. Juni 1912. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 
Zugleich für den Miniſter des Innern: 
Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. 


(Nr. 11218.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Trier. Vom 19. Juni 1912. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

Die Landgemeinde Pallien, die Landgemeinde St. Matthias⸗St. Medard- 
Feyen, mit Ausnahme der Grundſtücke Flur 3 Nr. 1 bis 32 von St. Matthias, 
ſowie die Landgemeinde Heiligkreuz werden mit Wirkung vom 1. April 1912 ab 
von dem Landkreiſe Trier abgetrennt und unter den in den Anlagen 1 bis 3 der 
Begründung zum Entwurfe dieſes Geſetzes unter I enthaltenen, im Amtsblatte 
der Königlichen Regierung zu Trier zu veröffentlichenden Bedingungen mit der 
Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Trier vereinigt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Kiel, den 19. Juni 1912. 


(I. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
Zugleich für den Miniſter des Innern: 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 


(Mr. 11219.) Geſetz über die Polizeiverwaltung im Regierungsbezirk Oppeln. Vom 
19. Juni 1912. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

$1. 


Die Vorſchriften des Geſetzes über die Polizeiverwaltung in den Regierungs⸗ 
bezirken Düſſeldorf, Arnsberg und Münſter vom 19. Juli 1911 (Geſetzſamml. 
S. 147) finden auf die Polizeiverwaltung im Regierungsbezirk Oppeln mit 
der Maßgabe Anwendung, daß die örtliche Polizeiverwaltung auch hinſichtlich 
der Geſundheitspolizei, einſchließlich der Veterinärpolizei, beſonderen ſtaatlichen 
Behörden oder Beamten übertragen werden kann. 


ö § 2. 

Die mit der örtlichen Polizeiverwaltung beauftragten ſtaatlichen Behörden 
ſind befugt, für den Umfang der ihnen unterſtellten Ortspolizeibezirke nach Be⸗ 
ratung mit den Gemeindevorſtänden ortspolizeiliche Vorſchriften zu erlaſſen und 
gegen ihre Nichtbefolgung Geldſtrafen bis zum Betrage von 30 Mark anzudrohen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Kiel, den 19. Juni 1912. 


(. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 


ugleich für den Miniſter des Innern: 


8 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
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